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 Antwort
 der Bundesregierung

 auf  die  Kleine  Anfrage  der  Abgeordneten  Ulla  Jelpke,  Monika  Knoche,  Dr.  Lukrezia
 Jochimsen, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE.
 – Drucksache 16/4311 –

 Überwachung von Mitgliedern des Deutschen Bundestages
 sowie der Fraktion DIE LINKE. durch den Verfassungsschutz
 (zweite Nachfrage zu Bundestagsdrucksachen 16/1590 und 16/3964)

 Vo r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

 Die  Bundestagsfraktion  DIE  LINKE.  wird  vom  Bundesamt  für  Verfassungs-
 schutz  beobachtet.  Der  Geheimdienst  hält  Angaben  über  die  parlamentarische
 Tätigkeit  der  Abgeordneten  „sach-  und  personenbezogen  in  einer  diesbezüg-
 lichen  Sachakte“  fest.  Das  hat  die  Bundesregierung  in  ihrer  Antwort  auf  die
 Kleine  Anfrage  der  Fraktion  DIE  LINKE.  vom  21.  Dezember  2006  eingeräumt
 (Bundestagsdrucksache  16/3964).  Der  Fraktion  wird  unterstellt,  es  gebe  „tat-
 sächliche Anhaltspunkte für linksextremistische Bestrebungen“.

 Die  Bundesregierung  gibt  zwar  an,  „selbstverständlich“  setze  das  Bundesamt
 für  Verfassungsschutz  bei  der  Überwachung  gewählter  Abgeordneter  keine
 nachrichtendienstlichen  Mittel  ein.  Die  Fragesteller  halten  allerdings  im  Zu-
 sammenhang  mit  Geheimdiensten  schon  lange  nichts  mehr  für  selbstverständ-
 lich.  Dass  sich  die  Bundesregierung  weigert,  nähere  Angaben  zu  den  „Sach-
 akten“  zu  machen,  muss  daher  Verdacht  erwecken.  Würden  tatsächlich  nur
 öffentlich  zugängliche  Quellen  ausgewertet,  wäre  die  Sachakte  nichts  weiter
 als  eine  Zettelsammlung,  dann  wäre  nicht  einzusehen,  welche  Geheimnisse  der
 Verfassungsschutz  zu  verlieren  hätte,  gewährte  er  der  Fraktion  uneinge-
 schränkte Einsicht.

 Dass  sehr  wohl  nachrichtendienstliche  Mittel  gegen  Angehörige  der  Fraktion
 DIE  LINKE.  eingesetzt  werden,  ist  bekannt  und  vom  Bundesamt  bzw.  einzel-
 nen  Landesämtern  für  Verfassungsschutz  auch  eingeräumt  worden,  wenngleich
 jeweils  ohne  nähere  Angaben  zu  machen.  Es  stellt  sich  damit  die  Frage,  inwie-
 fern  tatsächlich  eine  strikte  Trennung  zwischen  der  Überwachung  von  Abge-
 ordneten  und  der  Überwachung  der  Fraktion  eingehalten  wird  oder  ob  die
 „Sachakte“  nichts  weiter  ist  als  eine  Anreicherung  der  bereits  vorhandenen  Ak-
 ten in Bundesamt und Landesämtern für Verfassungsschutz.

 Nach  Ansicht  der  Fraktion  DIE  LINKE.  ist  die  Aussage  der  Bundesregierung,
 das  Bundesverfassungsschutzgesetz  kenne  keine  „privilegierende  Sonder-
 behandlung  von  Mitgliedern  parlamentarischer  Körperschaften“  so  nicht  halt-
 Die  Antwort  wurde  namens  der  Bundesregierung  mit  Schreiben  des  Bundesministeriums  des  Innern  vom  28.  Februar  2007
 übermittelt.
 Die Drucksache enthält zusätzlich – in kleinerer Schrifttype – den Fragetext.
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bar.  Einschränkungen  bzw.  Verbote  der  Überwachung  von  Abgeordneten  erge-
 ben  sich  zumindest  aus  den  verfassungsrechtlich  geschützten  Statusrechten
 von  Abgeordneten,  insbesondere  der  Gewährleistung  der  Immunität,  der  In-
 demnität und dem Grundsatz des freien Mandats.

 Vor  allem  aber  muss  in  Frage  gestellt  werden,  dass  überhaupt  eine  ganze  Frak-
 tion  des  Deutschen  Bundestages  von  einem  Geheimdienst  beobachtet  wird.
 Dass  sich  die  Fraktion  DIE  LINKE.  konsequent  für  soziale  Rechte,  für  die
 Verteidigung  demokratischer  Grundrechte  und  gegen  Bundeswehreinsätze  im
 Ausland  engagiert,  mag  geeignet  sein,  bei  der  Bundesregierung  Ängste  um
 ihren  Machterhalt  auszulösen.  Eine  Rechtfertigung,  den  Verfassungsschutz  mit
 der  Überwachung  der  Fraktion  zu  beauftragen  und  diese  unter  den  Verdacht  des
 „Extremismus“  zu  stellen,  bietet  die  politische  Haltung  der  Fraktion  aber  nicht.
 Es  ist  immer  noch  die  Aufgabe  des  Deutschen  Bundestages,  die  Arbeit  der
 Regierung zu kontrollieren und zu überwachen, nicht umgekehrt.

 1.  Haben  die  Verfassungsschutzbehörden  von  Bund  oder  Ländern  auch  über
 andere  Fraktionen  des  Deutschen  Bundestages  „Sachakten“  angelegt  oder
 haben  sie  dies  in  früheren  Legislaturperioden  getan,  und  wenn  ja,  welche
 Fraktionen oder Gruppen waren hiervon betroffen?

 2.  Seit wann existiert die Sachakte zur Fraktion DIE LINKE.?

 3.  War  die  Tätigkeit  der  fraktionslosen  Abgeordneten  Gesine  Lötzsch  und
 Petra Pau in der 15. Wahlperiode ebenfalls Gegenstand einer Sachakte?

 4.  Werden  von  der  Sachakte  auch  Aktivitäten  der  Wahlkreisbüros  der  Abge-
 ordneten  erfasst,  und  wenn  ja,  sind  demzufolge  die  Mitarbeiter  der
 Wahlkreisbüros ebenfalls Beobachtungsgegenstand?

 Zu  den  Fragen  1  bis  4  hat  die  Bundesregierung  in  ihrer  Antwort  auf  die  Kleine
 Anfrage  der  Abgeordneten  Jelpke  u.  a.  und  der  Fraktion  DIE  LINKE.  vom
 22.  Dezember  2006  (Bundestagsdrucksache  16/3964,  Fragen  2  bis  9)  bereits  ab-
 schließend Stellung genommen.

 5.  Gibt  es  nach  Ansicht  der  Bundesregierung  verfassungsrechtliche  Ein-
 schränkungen  hinsichtlich  der  Überwachung  von  Mitgliedern  des  Deut-
 schen  Bundestages,  und  unterscheidet  sie  hierbei  zwischen  der  Anwendung
 nachrichtendienstlicher  und  anderer  Methoden  (bitte  begründen  und  ggf.
 darlegen, welche Einschränkungen bestehen)?

 6.  Teilt  die  Bundesregierung  die  Ansicht  der  Fragesteller,  dass  die  Beeinträch-
 tigung  der  Tätigkeit  eines  Abgeordneten  immer  auch  eine  Beeinträchtigung
 der  Funktionsfähigkeit  des  Parlaments  ist  und  dies  bei  einer  Verhältnismä-
 ßigkeitsprüfung berücksichtigt werden muss (bitte begründen)?

 7.  Nimmt  das  Bundesamt  für  Verfassungsschutz  eine  Abwägung  vor  zwischen
 ihrem  Interesse  an  der  Beobachtung  der  Fraktion  DIE  LINKE.  und  den  ver-
 fassungsrechtlich  garantierten  Statusrechten  der  Abgeordneten,  insbeson-
 dere  den  Grundsätzen  der  Immunität,  Indemnität  und  dem  freien  Mandat,
 und wenn ja,

 a)  bezieht  sich  diese  Verhältnismäßigkeitsprüfung  nur  auf  die  Fraktion  als
 Ganze  oder  auf  alle  Fraktionsangehörigen,  und  wie  gestaltet  sich  die
 Abwägung,

 b)  bezieht  sich  diese  Abwägung  auf  die  Verdachtsanforderungen,  die  der
 Beobachtung zugrunde liegen (ggf. erläutern)?
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8.  Nimmt  das  Bundesamt  für  Verfassungsschutz  bei  der  Beobachtung  der
 Fraktion  DIE  LINKE.  sowie  einzelnen  Abgeordneten  eine  Abwägung  mit
 dem  Grundsatz  der  kommunikativen  Freiheit  vor,  und  wenn  ja,  wie  gestal-
 tet  sich  diese  Abwägung  und  welchen  Wert  räumt  die  Bundesregierung  der
 kommunikativen Freiheit zu?

 9.  Teilt  die  Bundesregierung  die  Ansicht  der  Fragesteller,  dass  der  Indemni-
 tätsschutz  aus  Artikel  46  Abs.  1  des  Grundgesetzes  zumindest  im  inner-
 parlamentarischen  Bereich  jegliches  Zur-Verantwortung-Ziehen  durch
 staatliche  Stellen  ausschließt  und  es  daher  unzulässig  ist,  das  Abstim-
 mungsverhalten,  Äußerungen  im  Plenum,  in  Fraktion  und  Arbeitskreisen
 sowie  Drucksachen  u.  a.  zum  Anlass  für  Maßnahmen  der  Geheimdienste
 zu nehmen (bitte begründen)?

 10.  Sind  die  Landesämter  und  das  Bundesamt  für  Verfassungsschutz  angewie-
 sen,  bei  der  Beobachtung  außerparlamentarischer,  aber  im  Zusammen-
 hang  mit  der  Parlamentstätigkeit  stehender  Aktivitäten  und  Äußerungen
 von  Bundestagsabgeordneten  eine  sorgfältige,  auf  den  Einzelfall  abge-
 stimmte  Abwägung  zwischen  dem  Grundsatz  der  Indemnität  und  dem
 staatlichen  Motiv  an  der  Überwachung  vorzunehmen  (bitte  begründen  und
 ggf. darlegen, wie sich die Abwägung gestaltet)?

 Hinsichtlich  der  Fragen  5  bis  10  wird  auf  die  Antwort  der  Bundesregierung  vom
 22.  Dezember  2006  (Bundestagsdrucksache  16/3964,  Fragen  10  und  11)  verwie-
 sen.

 Der  Entscheidung  über  eine  Beobachtung  von  Abgeordneten  liegt  stets  eine
 sorgfältige  Abwägung  möglicher  Beeinträchtigungen  verfassungsrechtlich  ge-
 schützter  Positionen  der  Betroffenen  mit  dem  gleichfalls  mit  Verfassungsrang
 ausgestatteten  Schutz  der  freiheitlichen  demokratischen  Grundordnung  und  dem
 Bestand sowie der Sicherheit des Bundes und der Länder zugrunde.

 Die  Bundesregierung  äußert  sich  nicht  zu  Fragen,  die  die  Aufgabenerfüllung  der
 Landesbehörden für Verfassungsschutz betreffen.

 11.  Nimmt  das  Bundesamt  für  Verfassungsschutz  bei  der  Überwachung  von
 Bundestagsabgeordneten  eine  Unterscheidung  in  Parlaments-  und  Partei-
 funktionen  vor,  und  wenn  ja,  wie  berücksichtigt  die  Bundesregierung  da-
 bei,

 a)  dass  parlamentarische  von  parteipolitischen  Funktionen  nicht  durchge-
 hend  und  sinnvoll  getrennt  werden  können,  weil  ohne  die  Einbindung
 in Parteien kaum ein Bürger ein Bundestagsmandat erreichen kann,

 b)  dass  das  Grundgesetz  in  Artikel  21  Parteien  einen  besonderen  Verfas-
 sungsrang gewährt?

 Die  Behauptung,  das  Bundesamt  für  Verfassungsschutz  (BfV)  führe  eine  „Über-
 wachung“  von  Bundestagsabgeordneten  durch,  wird  seitens  der  Bundesregie-
 rung  zurückgewiesen.  Zur  Rechtsgrundlage  und  den  Gründen  der  Beobachtung
 der  Linkspartei.PDS  durch  das  BfV  wird  auf  die  Antwort  der  Bundesregierung
 vom  22.  Dezember  2006  (Bundestagsdrucksache  16/3964,  Frage  1)  sowie  auf
 die  Berichterstattung  im  Verfassungsschutzbericht  2005  (Seite  155  ff.)  verwie-
 sen.

 Im  Übrigen  beantwortet  die  Bundesregierung  Fragen  zu  einzelnen  geheimhal-
 tungsbedürftigen  Modalitäten  der  Beobachtung  nur  in  dem  dafür  vorgesehenen
 parlamentarischen Gremium.
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12.  Teilt  die  Bundesregierung  die  Ansicht  der  Fragesteller,  dass  der  Grundsatz
 des  freien  Mandats,  der  Abgeordnete  von  jeglicher  ungewollter  Beein-
 flussung  schützen  soll,  sich  auf  die  gesamte  Tätigkeit  der  Abgeordneten
 erstreckt  und  also  auch  außerparlamentarische,  aber  in  Zusammenhang
 mit  der  parlamentarischen  Tätigkeit  stehende  Aktivitäten  und  Äußerungen
 umfasst (bitte begründen)?

 Wie  bewertet  die  Bundesregierung  in  diesem  Zusammenhang  die  Fest-
 stellung  des  Oberverwaltungsgerichts  Münster,  das  von  der  „Freiheit
 parlamentarischer  Willensbildung  von  nachrichtendienstlichen  Mitteln“
 sprach?

 Nein.

 Die  verfassungsrechtliche  Garantie  des  freien  Mandats  schützt  den  Abgeordne-
 ten  vor  zwangsweiser  Einflussnahme  auf  die  Art  der  Mandatsausübung,  insbe-
 sondere  auf  die  freie  Willensbildung  des  Abgeordneten  im  Rahmen  parlamenta-
 rischer  Abstimmungen  (vgl.  auch  das  Gutachten  des  wissenschaftlichen  Dienstes
 des  Deutschen  Bundestages  vom  8.  Mai  2006,  S.  12).  Eine  derartige  Beeinträch-
 tigung  findet  im  Rahmen  der  Beobachtung  durch  das  BfV  weder  unmittelbar
 noch  mittelbar  statt.  Im  Übrigen  wird  auf  die  Antwort  der  Bundesregierung  vom
 22.  Dezember  2006  (Bundestagsdrucksache  16/3964,  Fragen  10  und  11)  verwie-
 sen.

 13.  Wie  verträgt  sich  das  Gebot,  grundsätzlich  eine  Einzelfallentscheidung  zu
 treffen,  mit  der  Anlage  einer  Sachakte,  welche  die  Tätigkeiten  aller  oder
 zumindest mehrerer Abgeordneter festhält?

 Auf  die  Antwort  der  Bundesregierung  vom  22.  Dezember  2006  (Bundestags-
 drucksache 16/3964, Frage 1) wird verwiesen.

 14.  Hat  die  Bundesregierung  Überlegungen  dahingehend  angestellt,  dass  die
 Kenntnis  von  der  Überwachung  durch  Verfassungsschutzbehörden  Ab-
 geordnete  zu  einem  Vermeidungsverhalten  motivieren  könnte,  um  die
 weitere  Anreicherung  der  Sach-  und/oder  Personalakte  zu  vermeiden,  und
 wie  bewertet  die  Bundesregierung  dies  vor  dem  Hintergrund  des  verfas-
 sungsrechtlich verbürgten Grundsatzes des freien Mandats?

 15.  Hat  die  Bundesregierung  Überlegungen  dahingehend  angestellt,  dass  die
 Kenntnis  von  der  Existenz  einer  „Sachakte“  aufgrund  des  stigmatisieren-
 den  Effekts  dazu  führen  könnte,  dass  Abgeordnete  auf  andere  Angehörige
 der  gleichen  Fraktion  Druck  ausüben,  um  ein  Vermeidungsverhalten  wie
 in  der  Vorfrage  skizziert  zu  bewirken,  und  wie  bewertet  die  Bundesregie-
 rung dies vor dem Hintergrund des Grundsatzes des freien Mandats?

 16.  Berücksichtigt  das  Bundesamt  für  Verfassungsschutz  bei  der  Überwa-
 chung  der  Fraktion  Die  LINKE.,  dass  sich  Abgeordnete  und  andere  Bür-
 gerinnen  und  Bürger  von  Gesprächen  und  Zusammenkünften  mit  solchen
 Abgeordneten,  die  der  Überwachung  durch  Verfassungsschutzbehörden
 unterliegen,  durch  eben  diese  Überwachung  abgeschreckt  sehen  könnten?

 Wie  beurteilt  die  Bundesregierung  die  hieraus  möglicherweise  resultie-
 rende Einschränkung des freien Mandats?

 Es wird auf die Antwort zu den Fragen 5 bis 10 und 12 verwiesen.
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17.  Teilt  die  Bundesregierung  die  Ansicht  der  Fragesteller,  dass  die  in  der  Vor-
 frage  skizzierten  Einschränkungen  der  Tätigkeit  von  Angehörigen  der
 Fraktion  DIE  LINKE.  dieselbe  gegenüber  anderen  Fraktionen  benachtei-
 ligen  und  sich  diese  Einschränkungen  nachteilig  in  Wahlkämpfen  auswir-
 ken könnte (bitte begründen)?

 Nein.

 18.  Teilt  die  Bundesregierung  die  Auffassung  der  Fragesteller,  es  mache  bei
 der  Beurteilung  der  Rechtmäßigkeit  von  Maßnahmen  der  Verfassungs-
 schutzbehörden  keinen  maßgeblichen  Unterschied,  ob  daraus  resultie-
 rende  Beeinträchtigungen  der  Abgeordnetentätigkeit  intendiert  sind  oder
 nur  „unbeabsichtigt“  daraus  resultieren,  und  es  mache  weiterhin  keinen
 maßgeblichen  Unterschied,  ob  sich  die  Auswirkungen  auf  den  Status  der
 Abgeordneten  als  rechtliche  Wirkung  gestalten  oder  als  politische  Wir-
 kung (faktische Aushöhlung des Status) (bitte begründen)?

 Auf die Antwort zu Frage 12 wird verwiesen.

 Eine  rechtliche  oder  faktische  Aushöhlung  der  Statusrechte  von  Abgeordneten
 findet im Rahmen der Beobachtung durch das BfV nicht statt.

 19.  Unterstellt,  das  Bundesamt  für  Verfassungsschutz  wende  bei  Anlage  und
 Führung  der  Sachakte  zur  Fraktion  DIE  LINKE.  keine  nachrichtendienst-
 lichen  Mittel  an,  sondern  werte  lediglich  öffentlich  zugängliche  Publika-
 tionen  aus,  warum  ist  dann  mit  einer  solchen  Arbeit  nicht  eine  andere
 Behörde,  beispielsweise  die  Pressestelle  im  Bundesinnenministerium,  be-
 auftragt?

 Wurden  entsprechende  Überlegungen  angestellt,  wenn  ja,  mit  welchem
 Ergebnis?

 Die  Sammlung  und  Auswertung  von  Informationen,  insbesondere  von  sach-  und
 personenbezogenen  Auskünften,  Nachrichten  und  Unterlagen  über  Bestrebun-
 gen  gegen  die  freiheitliche  demokratische  Grundordnung  ist  nach  geltendem
 Recht  alleinige  Aufgabe  der  Verfassungsschutzbehörden  des  Bundes  und  der
 Länder.

 20.  Ist  die  Aussage,  bei  der  Führung  der  Sachakte  würden  keine  nachrichten-
 dienstlichen  Mittel  eingesetzt,  so  zu  verstehen,  dass  der  Einsatz  nachrich-
 tendienstlicher  Mittel  gegen  Fraktionen  und/oder  Angehörige  des  Bundes-
 tages  grundsätzlich  ausgeschlossen  ist,  oder  handelt  es  sich  hier  lediglich
 um  die  Beschreibung  eines  aktuellen  Zustands  und  können  die  Verfas-
 sungsschutzbehörden  jederzeit  zur  Anwendung  nachrichtendienstlicher
 Mittel übergehen?

 21.  Kann  die  Bundesregierung  ausschließen,  dass  das  Bundesamt  für  Verfas-
 sungsschutz  die  Sachakte  dazu  verwendet,  andere  Akten  oder  Dateien  des
 Bundesamtes  oder  der  Landesämter  über  einzelne  Abgeordnete  oder  die
 Fraktion  als  Ganzes  anzureichern,  die  Sachakte  also  lediglich  als  Ergänzung
 zu  anderen  Überwachungsformen  dient  (bitte  ggf.  die  Mechanismen  erläu-
 tern)?

 Die  Beobachtung  von  Abgeordneten  durch  das  BfV  ist  grundsätzlich  auch  mit
 nachrichtendienstlichen  Mitteln  zulässig.  Insoweit  wird  auf  die  Antwort  der
 Bundesregierung zu Frage 3 in der Bundestagsdrucksache 16/1590 verwiesen.

 Im  Übrigen  nimmt  die  Bundesregierung  zu  den  von  den  Fragestellern  in  den
 Fragen  19,  20  und  21  als  möglich  unterstellten  Arbeitsweisen  des  BfV  aus  Grün-
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den  der  Geheimhaltung  grundsätzlich  nur  in  dem  dafür  vorgesehenen  besonde-
 ren  Gremium  des  Deutschen  Bundestages  Stellung.  Der  Verweis  auf  diesen  Um-
 stand  bedeutet  dabei  nicht,  dass  die  in  den  Fragen  enthaltenen  Annahmen  inhalt-
 lich zutreffen.

 22.  Gibt  es  nach  Ansicht  der  Bundesregierung  auch  hinsichtlich  einer  „Sach-
 akte“  einen  Rechtsanspruch  auf  Berichtigung,  Sperrung  oder  Löschung
 gemäß  den  §§  12,1,  12,2  sowie  13  des  Bundesverfassungsschutzgesetzes,
 und wenn nein, warum nicht?

 Ansprüche  auf  Berichtigung,  Löschung  und  Sperrung  gemäß  §§  12  Abs.  1  bzw.  2
 des  Bundesverfassungsschutzgesetzes  (BVerfSchG)  können  nach  dem  Wortlaut
 der  Regelungen  nur  in  Bezug  auf  personenbezogene  Daten  geltend  gemacht  wer-
 den, die in Dateien gespeichert sind.

 Die  in  §  13  BVerfSchG  normierten  Ansprüche  auf  Berichtigung  bzw.  Sperrung
 personenbezogener Daten in Akten beziehen sich auch auf Sachakten.

 23.  Wie  stellt  die  Bundesregierung  sicher,  dass  die  Auswertung  öffentlich
 zugänglicher  Quellen  kein  tendenziöses,  sondern  ein  zutreffendes  Bild
 von  der  parlamentarischen  Tätigkeit  der  Fraktion  DIE  LINKE.  ergibt,  und
 welche Quellen werden hierfür ausgewertet?

 Die  Bundesregierung  stellt  die  ordnungsgemäße  Aufgabenerfüllung  durch  das
 BfV im Rahmen ihrer Fachaufsicht sicher.

 24.  Wie  begründet  die  Bundesregierung  ihre  Furcht,  weitere  Angaben  zur  Ar-
 beitsmethode  des  Bundesamtes  könnten  Rückschlüsse  auf  dessen  Arbeits-
 weise  zulassen,  wenn  es  sich  ohnehin  nur  um  die  Auswertung  öffentlicher
 Publikationen handelt?

 Die  Arbeitsweise  des  BfV,  insbesondere  die  Einzelheiten  der  Informationsge-
 winnung und -verwertung, unterliegt generell der Geheimhaltungspflicht.

 25.  Teilt  die  Bundesregierung  die  Ansicht  der  Fragesteller,  eine  Überwachung
 von  Bundestagsabgeordneten  habe  per  se  bundesweite  Bedeutung,  so  dass
 das  Bundesamt  für  Verfassungsschutz  in  jedem  Fall  von  entsprechenden
 Tätigkeiten der Landesämter Kenntnis haben müsste (bitte begründen)?

 Die  Zusammenarbeit  der  Verfassungsschutzbehörden  des  Bundes  und  der  Län-
 der  zur  Erfüllung  ihrer  Aufgaben  ist  umfassend  in  den  §§  1  Abs.  2,  3  sowie  in
 §  5  Abs.  1  BVerfSchG  geregelt.  Nach  §  5  Abs.  1  BVerfSchG  sammeln  die  Lan-
 desbehörden  für  Verfassungsschutz  Informationen,  Auskünfte,  Nachrichten  und
 Unterlagen  zur  Erfüllung  ihrer  Aufgaben,  werten  sie  aus  und  übermitteln  sie
 dem  BfV  und  den  Landesbehörden  für  Verfassungsschutz,  soweit  es  für  deren
 Aufgabenerfüllung von Bedeutung ist.

 26.  Hat  die  Bundesregierung  Überlegungen  angestellt,  die  Landesämter  anzu-
 weisen,  die  Überwachung  von  Bundestagsabgeordneten  sowie  der  Frak-
 tion DIE LINKE. einzustellen?

 Nein.

 Ein  administratives  Weisungsrecht  der  Bundesregierung  gegenüber  den  Landes-
 ämtern  für  Verfassungsschutz  besteht  nicht.  Eine  politische  Weisungsbefugnis
 besteht  nur  unter  den  engen  Voraussetzungen  des  §  7  BVerfSchG,  die  in  der  vor-
 liegenden Konstellation nicht gegeben sind.
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